
Niederschrift 
über die Online-Sitzung des Ausschusses I (Regionalplanung) der Planungsge-

meinschaft Westpfalz am 06.04.2022  
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Teilnehmende  
LR Rainer Guth, Vorsitzender 
Bgm.'in Silvia Seebach 
Bgm. Michael Cullmann 
Bgm. Christoph Lothschütz 
Bgm Steffen Antweiler 
Bgm Ralf Hechler 
Uwe Unnold 
Harald Brandstädter 
Dr. Jamill Sabbagh 
Tobias Semmet 
Walter Rimbrecht 
Michael Schaum 
Dieter Feldner 
 
Geschäftsstelle der Planungsgemeinschaft Westpfalz: 
Dr. Hans-Günther Clev, Leitender Planer 
Simon Frenger 
Christine Berberich 
 
Weitere Teilnehmer: 
Herren Michael Müller, Peter Riedel und Heiner Jakobs, Planungsbüro BBP, Kaiserslautern 
Herr Oliver Strecke, Firma Viamon 
 
Die Öffentlichkeit war durch 5 online - Gäste vertreten 
 
 
 
Anlagen: 
Folienvortrag der Geschäftsstelle der Planungsgemeinschaft, Herr Dr. Clev zur Tagesordnung 
Folienvortrag Fa. Viamon 

 
 
TOP 1  Regularien 

Der Ausschussvorsitzende, Herr LR Guth eröffnet die Sitzung mit der Feststellung der form- 
und fristgerechten Einladung (TOP 1.1) und der Beschlussfähigkeit des Gremiums (TOP 1.2). 
Das Protokoll der Sitzung vom 26.10.2021 wird in der vorliegenden Form beschlossen (TOP 
1.3); die Präsentation zum Protokoll wird den Mitgliedern des Gremiums nochmals zugesandt. 
Die Tagesordnung wird in der vorliegenden Form ebenfalls beschlossen (TOP 1.4). 

Er begrüßt als Referenten zu TOP 4 Herrn Oliver Strecke von der Firma Viamon und zu TOP 5 
das Planungsbüro BBP aus Kaiserslautern.   
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TOP 2 Vorschlag für das Arbeitsprogramm 2022 des Ausschusses I 

TOP 2.1  Entwurf für das Arbeitsprogramm 2022 des Ausschusses I 

 

Der Vorsitzende würdigt die umfangreichen Vorarbeiten zu den Ausschüssen sowie die aktu-
elle Arbeitsweise in den Ausschüssen als zielführend. Herr Dr. Clev ordnet sodann den Sach-
stand zu den beschlossenen Schwerpunktthemen „Siedlungsentwicklung“, „Energie“ und „Bio-
topverbund“ anhand dreier Übersichten ein und stellt zudem die im Rahmen der heutigen Sit-
zung vorgesehenen Inhalte sowie das im 2. Halbjahr 2022 vorgesehene Arbeitsprogramm wie 
folgt dar:  

Siedlungsentwicklung: 

Hinsichtlich der Gewerbeflächenpotenzialstudien sind nach Informationslage der Geschäfts-
stelle der PGW die Studien aus den Kreisen Kusel und Donnerberg fertig und die Studie des 
Kreises Südwestpfalz werde tendenziell im Sommer diesen Jahres, nach Rückkopplung mit den 
Kommunen abgeschlossen, so der leitende Planer. Weiter soll die derzeit in Bearbeitung be-
findliche Industrie- und Gewerbeflächenstrategie des Landes ebenfalls im Sommer dieses Jah-
res weitgehend abgeschlossen sein, teilte Herr Dr. Clev mit. In Anbetracht dessen geht der 
leitende Planer davon aus, dass der Einstieg in die Teilfortschreibung des Regionalplanes auf 
den Herbst dieses Jahres projektiert werden könne, sofern die Vorgaben des Landes zum The-
menfeld Energie vorliegen. Weiter soll möglichst auch das Thema „Wohnbauentwicklung / 
Schwellenwerte“ in die Teilfortschreibung des regionalen Raumordnungsplanes integriert wer-
den. 

 

Erneuerbare Energien: 

Das Arbeitsprogramm der PGW im Themenfeld erneuerbare Energien erläutert der leitende 
Planer entsprechend der vorliegenden Präsentation wie folgt: 
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Ergänzend informiert Herr Dr. Clev, dass auf Bitte des Vorsitzenden im weiteren Verlauf der 
heutigen Präsentation ein Exkurs zu möglichen Steuerungsansätzen der kommunalen Ebene 
im Bereich der Freiflächen-Photovoltaikanlagen erfolgen werde. Darüber hinaus werden auf-
grund dieser regelmäßig raumbedeutsamen Anlagen zunehmend landschaftsbezogene Trenn-
effekte und weitere Auswirkungen beispielsweise auf das Schutzgut Landschaftsbild ersichtlich, 
so der leitende Planer – daher wurde für die heutige Sitzung ein externer Fachreferent hinzu-
gezogen, der auf die übliche Umzäunung dieser Anlagen und auf alternative Lösungen einge-
hen werde. 

Auch die aus der Sitzung 2 resultierende Abstimmung der Gremien der PGW zu den im Regio-
nalen Raumordnungsplan umzusetzenden Regelungen zu Freiflächen-Photovoltaikanlagen 
setzt eine Konkretisierung der Landesvorgaben voraus, teilt der leitende Planer mit. 

 

Regionaler Biotopverbund: 
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Herr Dr. Clev teilt ergänzend mit, dass in der letzten Sitzung in Sachen des Pilotvorhabens 
„Regionaler Biotopverbund“ bereits ein externer Referent vorgetragen hatte und zwischenzeit-
lich bilaterale Abstimmungen erfolgt sind.  

Der Leitende Planer ergänzt weiter, dass in der heutigen Sitzung hierzu ein Praxis – Input des 
Planungsbüros BBP aus Kaiserslautern zu dem in Aufstellung befindlichen Flächennutzungs-
plan der VG Winnweiler und konkret zu dem in diesem Zusammenhang ebenfalls in Erarbeitung 
befindlichen Landschaftsrahmenplan erfolgt. 

In der Sitzung im 2. Halbjahr dieses Jahres sollen dann Schlussfolgerungen aus den Vorarbei-
ten gezogen werden, da das Thema Regionaler Biotopverbund unmittelbare Schnittstellen zu 
den Handlungsschwerpunkten Siedlungsentwicklung und Energie habe, so Herr Dr. Clev. 

 

Diskussion zu den drei Beratungsschwerpunkten: 

Auf Rückfrage von Herrn Bgm. Cullmann wie zeitnahe die Planungsgemeinschaft Westpfalz 
eine entsprechende Fortschreibung des Regionalen Raumordnungsplans (ROP) umsetzen 
könne, sofern das Landes kurzfristig die entsprechenden Vorgaben zu den energierelevanten 
Themen geliefert würden, teilt Herr Dr. Clev mit, dass derzeit eher von einer zeitlichen Verzö-
gerung von dieser Seite auszugehen sei. So ist wohl vorgesehen, zunächst einen „runden 
Tisch“ der Beteiligten einzurichten, um die energiefachlichen Belange aufzuarbeiten. Zusätzlich 
seien die neuen Vorgaben der Bundesregierung hinsichtlich der Beschleunigung des Ausbaus 
der Erneuerbaren Energien, insbesondere der Windkraft in den Vorbereitungen zur Fortschrei-
bung des Landesentwicklungsplanes (LEP) V noch nicht eingeflossen. Demnach sehe es der-
zeit eher danach aus, dass die Fortschreibung des LEP und damit die Vorgaben für den ROP 
sich gegenüber der ursprünglichen Zeitschiene etwas verzögern dürften, so Herr Dr. Clev. So-
fern allerdings hierzu neue Erkenntnisse vorliegen, wäre eine zusätzliche Sitzung des Aus-
schusses denkbar, um diese entsprechend einzuordnen und zu beraten, so der leitende Pla-
ner. Der Vorsitzende ergänzt in diesem Zusammenhang, dass der ursprüngliche Zeitplan der 
LEP-Fortschreibung bereits aktuell in Verzug sei, da ursprünglich erste Vorgaben für Januar 
dieses Jahres angekündigt waren. 

 

TOP 3 Siedlungsentwicklung 

TOP 3.1.  Schwellenwerte für die Wohnbauflächenentwicklung 

Der Vorsitzende übergibt das Wort Herrn Dr. Clev. Der leitende Planer führt in die Thematik 
ein und nennt wesentliche Erkenntnisse entsprechend der Präsentation:  
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Ergänzend zu Folie Nummer 9 hierzu bemerkt Herr Dr. Clev, dass der Ansatz im Regionalplan 
Mittelrhein-Westerwald insbesondere hinsichtlich der Berechnung des Schwellenwertes, wel-
cher auf eine Berechnungsformel fokussiert ist, gerichtlich bestätigt wurde. 

 

 

Ergänzend zu Folie Nummer 10 stellt der leitendende Planer heraus, dass im Regionalplan 
Mittelrhein-Westerwald wie dargestellt lediglich eine Formel zur Berechnung des Schwellenwer-
tes, allerdings keine Zahlentabelle erforderlich ist, da sich die Berechnungsparameter regelmä-
ßig ändern oder aktualisiert werden. Dies betrifft beispielsweise die Baufertigstellungsstatistik, 
die Bevölkerungsvorausberechnung, die Laufzeiten im Aspekt der Bedarfswerte der jeweiligen 
Flächennutzungspläne oder die Potentialwerte. Letztendlich erfordere die Berechnung des 
Schwellenwertes eine Betrachtung jeden Einzelfalles, da jeder Flächennutzungsplan individuell 
zu betrachten sei, so Herr Dr. Clev. 
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Herr Dr. Clev erläutert anhand Folie Nummer 11 die jeweiligen Variablen der möglichen Be-
rechnungsformel für den Bedarfswert und stellt in diesem Kontext heraus, dass die vielen Vari-
ablen verdeutlichen, dass ein statischer, fest vorgegebener Wert nicht zielführend sein dürfte: 

Im Zuge der Erläuterungen zu den einzelnen Berechnungsparametern der momentan für eine 
Fortschreibung des ROP präferierten Berechnungsformel zur Ermittlung der Schwellenwerte für 
die Flächeninanspruchnahme im Aspekt Siedlungsentwicklung wird seitens Herrn Bgm. Cull-
mann zum Parameter der prognostischen, künftigen Einwohnerzahl angemerkt, dass diese Vo-
rausberechnungen im Bereich Nordpfälzer Land nicht eigetreten sind. Herr Dr. Clev kann hierzu 
mitteilen, dass die Bevölkerungsprognosen des Statistischen Landesamtes für die zurücklie-
genden Prognosezeiträume grundsätzlich immer zu niedrig ausgefallen sind, was ein Stück weit 
auch nicht abschätzbaren Entwicklungen geschuldet sein könnte. In diesem Zusammenhang 
könne für die Westpfalz konstatiert werden, dass die teilweise prognostizierten gravierenden 
Bevölkerungsrückgänge nicht in der vorausberechneten Dimension eingetreten seien und zu-
mindest in einigen Teilen der Region sogar geringe Zuwächse erfolgten. Der leitende Planer 
stellt hinsichtlich des Berechnungsparameters „künftige Einwohnerzahl“ weiter klar, dass die 
jeweils aktuelle Bevölkerungsprognose des Statistischen Landesamtes einen anzuwendenden 
Parameter darstellt. Auch sei ein fest vorgegebener Wert nicht zielführend, da die Laufzeit des 
ROP i.d.R. gegenüber demjenigen der Flächennutzungspläne einen zeitlichen Versatz aufweise 
und somit eine Ermittlung der künftigen Einwohnerzahl nicht im ROP dargestellt werden solle, 
sondern individuell den jeweiligen Flächennutzungsplan bzw. dessen Laufzeit (10-15 Jahre) be-
treffend ermittelt werden sollte, bezogen auf die in 5-Jahresschritten verfügbaren Prognose-
werte des Statistischen Landesamtes. 

Im Hinblick auf den Berechnungsparameter „Bautätigkeitsindex“ ergänzt der leitende Planer, 
dass auch dieser Parameter eine Anwendungsvoraussetzung darstelle, obwohl es sich bei die-
sem statistischen Wert um eine Auswertung aus der vergangenen bzw. zurückliegenden Bau-
tätigkeit handle. 

Im Hinblick auf das „Bruttobauland“ stellt Herr Dr. Clev heraus, dass dieser Berechnungspara-
meter nicht gleichzusetzen sei mit „überbaubarer Fläche“ oder „Bruttowohnbauland“, sondern 
die regionalplanerisch relevante Gesamt-Flächeninanspruchnahme impliziert. 

Demgegenüber stelle der „Dichtewert“ den einzigen Parameter zur Ermittlung des Bedarfswer-
tes dar, den die Planungsgemeinschaft normativ vorgibt, allerdings nicht kontrollieren kann, der 
allerdings abwägungsrelevant für die Gemeinden sei, so der leitende Planer. Die Praxis zeige, 
dass dieser Wert tendenziell durch die für die Aufstellung der Bauleitpläne zuständigen Kom-
munen nicht immer beachtet wird, eine entsprechende Steuerung hier teilweise nicht erfolge. 

Anschließend erläutert Herr Dr. Clev den nach derzeitiger Sachlage ersichtlichen Ansatz einer 
künftigen Formel zur Berechnung des Bedarfswertes im Regionalen Raumordnungsplan: 
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Herr Dr. Sabbagh informiert ergänzend zu Folie Nummer 12 darüber, dass ursprünglich alle 
Planungsgemeinschaften lediglich eine Formel in den Regionalplänen einführen wollten, dies 
aber aus Sicht einzelner Juristen, die zu Rate gezogen wurden, für nicht rechtssicher angese-
hen wurde, da es sich um ein Ziel der Raumordnung handelt. Zwischenzeitlich wurde die Mög-
lichkeit der Festlegung einer Formel allerdings gerichtlich letztinstanzlich bestätigt, daher soll 
eine solche voraussichtlich auch bei der PG Rheinhessen-Nahe genutzt werden. Im Hinblick 
auf den Berechnungsparameter der Bevölkerungsprognose berichtet Herr Dr. Sabbagh, dass 
die Planungsgemeinschaften zwecks Vorgabe hieran gebunden sind, wenngleich tatsächliche 
Marktbewegungen nicht in Echtzeit berücksichtigt werden, was dazu führe, dass ländliche Kom-
munen regelmäßig hiervon profitieren. Ergänzend zu den Dichtewerten regt Herr Dr. Sabbagh 
an, dass diese im künftigen ROP differenzierter gesehen werden sollen, da die Kommunen / 
Kreise zu Lasten der Ober- und Mittelzentren von den derzeit deutlichen Differenzen im Rahmen 
ihrer Wohnbauflächenausweisungen profitieren. Ggf. könnten höhere Dichtewerte für die Zen-
tren umgebenden Agglomerationsräume entwickelt werden. Herr Dr. Clev stimmt dem zu, da 
die Dichtewerte hierbei eine Steuerungsfunktion einnehmen können, sofern diese verbindlich 
festlegbar wären. 

Auf die Frage von Herr Bgm. Cullmann, ob die Zielsetzung bestehe, im ländlichen Raum dich-
ter zu bauen antwortet der leitende Planer, dass dies seitens des Gremiums zu konkretisieren 
sei, im Kontext der gesetzlichen Maßgaben einer flächensparenden Inanspruchnahme von 
Grund und Boden. Herr Bgm. Cullmann erkundigt sich in diesem Zusammenhang nach dem 
diesbezüglichen Vorschlag der PGW. Herr Dr. Clev teilt hierzu mit, dass dies zunächst einer 
Diskussion der Gremien erfordere. 

Herr Bgm. Hechler verweist in diesem Zusammenhang auf die Vielzahl der Streitkräfte in 
Ramstein-Meisenbach, Landstuhl und Weilerbach, die seines Erachtens im Rahmen der 
Schwellenwertermittlung einfließen sollten. Der leitende Planer informiert in diesem Kontext 
darüber, dass das Landesentwicklungsprogramm eine dementsprechende Berücksichtigungs-
möglichkeit hergibt und dies auch im Regionalen Raumordnungsplan erwähnt sei. Die Proble-
matik besteht allerdings in der Verfügbarkeit valider statistischer Daten, die laut statistischen 
Landesamt nicht vorliegen. Der Vorsitzende teilt zu diesem Aspekt mit, dass die entsprechen-
den Zahlen im Zuge der Corona-Inzidenzberechnungen ermittelt sein sollten. Herr Bgm. Hech-
ler ergänzt, dass ein Beleg dieser Werte in der Tat schwierig ist. Wenngleich die Abwasserwerte 
eine nachvollziehbare Grundlage bilden könnten, wurde eine entsprechende Rückrechnung ge-
richtlich nicht bestätigt. Dennoch sollten, sofern seitens des Landes anerkannte Zahlenwerte 
verfügbar sind, diese entsprechend im Regionalen Raumordnungsplan berücksichtigt werden. 
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TOP 3.2.  Umgang mit Vorhaben nach § 13 a / b BauGB 

Der Vorsitzende übergibt Herrn Dr. Clev das Wort, der diesen Tagesordnungspunkt entspre-
chend des Folienvortrages (Folien Nummern 13 und 14) erläutert: 

 

 

In der Frage von Bgm.'in Seebach hinsichtlich der Haftung für Mehrkosten für eine Fall, wonach 
die KV eine Verkleinerung der Planung nach § 13b vorgab und nun seitens der OG vergrößert 
wurde, sieht Herr Dr. Clev eine Rechtsfrage, die anhand der aktuellen Rechtsprechung zu klä-
ren wäre. 
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TOP 4  Erneuerbare Energien 

Vorgaben und Positionen auf Bundes- und Landesebene 

Der Vorsitzende übergibt Herrn Dr. Clev das Wort, der diesen Tagesordnungspunkt entspre-
chend des Folienvortrages (Folien Nummern 16 bis 28) erläutert: 

 

 

Steuerung der zunehmenden Zahl an Feiflächen-PV-Projekten auf regionaler und kom-
munaler Ebene: 
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Mögliche Kriterien bei der Darstellung von Vorbehaltsgebieten für Freiflächen-PV im ROP 
(1) (oder zur Bewertung von Anträgen auf Errichtung von FPV: 

Hinsichtlich der in den Folien Nummer 20 bis 22 ausgeführten Kriterien führt der leitende Planer 
wie folgt aus: 
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Anschließend stellt der leitende Planer anhand des Folienvortrages (Folien Nummer 23 bis 28) 
einige weitere Überlegungen zur Diskussion: 
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Der Vorsitzende bedankt sich bei Herrn Oliver Strecke, Fa, Viamon für die Bereitschaft, dem 
Gremium die Thematik Einzäunung / Überwachung von Freiflächenphotovoltaikanlagen aus 
Sicht dessen Unternehmens darzulegen und übergibt Herrn Strecke das Wort. 

Anhand eines Folienvortrages erläutert Herr Strecke die Anforderungen an Sicherheitskon-
zepte für Photovoltaik-Freiflächenanlagen aus Sicht der Fa. Viamon, welche sich insbesondere 
auf sensorbasierten Diebstahlschutz entsprechender Anlagen spezialisiert hat. Herr Strecke 
sieht im Bau von Umzäunungen, Schraubensicherungen für Module etc. keinen effektiven 
Schutz für Photovoltaik-Freiflächenanlagen, da insbesondere eine Einzäunung solcher Anlagen 
dem in der Regel professionell organisierten Vorgehen der Diebe keinen Einhalt gebietet, so 
auch die Einschätzung des BKA. Auch Kameras tragen seiner Erfahrung nach nicht zur Absi-
cherung und Täterergreifung bei. Daher sollte das gesichert werden, was der Dieb will, so Herr 
Strecke. Vor diesem Hintergrund basiert die Sicherheitslösung einer Reihe von Photovoltaik-
Freiflächenanlagen in einer Kombination aus Sensoren, Warnbalken mit GSM Monitor, GPS 
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basierte Objektverfolgung und „Dummy Kameras“ mit Warnschildern zur zusätzlichen Abschre-
ckung. 

Auf den entsprechenden Folienvortrag, welcher dem Protokoll als Anlage beigefügt ist, wird 
verwiesen. Das Gremium nimmt die Ausführungen zu Kenntnis.  

Der Vorsitzende bedankt sich für den informativen Vortrag und fasst die Anforderungen an eine 
raumverträgliche Planung und Steuerung entsprechender Anlagen dahingehend zusammen, 
dass hierbei eine Reihe verschiedener Interessen, unter anderem der Landwirtschaft, der Kom-
munen, der Projektierer und schließlich der Flächeneigentümer in Einklang gebracht werden 
müssen. 

Herr Dr. Sabbagh stellt zunächst zu den möglichen Kriterien für die Darstellung von Vorbehalts-
gebieten für Freiflächen-PV Anlagen im ROP (vgl. Folienvortrag Herr Dr. Clev, Folien 20-22) die 
Frage, ob bestehende Standorte ebenfalls betrachtet würden. Herr Dr. Clev schätzt diesen 
Sachverhalt derzeit so ein, dass – sofern die Kriterien nicht eingehalten würden – wohl ein Ab-
bau der Anlagen nicht erzwungen werden könne. 

Herr Bgm. Cullmann erkundigt sich bei Herrn Strecke / Fa. Viamon, ob das System bei den 
entsprechenden Versicherern zugelassen sei. Herr Strecke teilt mit, dass eine generelle Aner-
kennung nicht bestehe, da situativ bezogen auf den jeweiligen Einzelfall seitens der Versicherer 
entschieden wird. In diesem Zusammenhang kommt es auf das gesamte Sicherheitskonzept 
an, so Herr Strecke. 

Weiter stellt Herr Bgm. Cullmann im Hinblick auf die absehbare Vorgabe zur Ausweisung von 
Vorbehaltsgebieten für Freiflächen-Photovoltaikanlagen die Frage, ob es einheitliche Vorgaben 
und Vorgehensweisen zu flächendeckenden Untersuchungen gibt. Der leitende Planer fasst 
die nach momentaner Sachlage absehbare Vorgehensweise dahingehend zusammen, dass auf 
regionaler Ebene eine Vorprüfung geeigneter Standorte und eine detaillierte Ausformulierung 
dann seitens der Gemeinden erfolgt. 

 

 

TOP 5  Regionaler Biotopverbund 

TOP 5.1  Mögliches Modellvorhaben in der VG Winnweiler 

 

Der leitende Planer stellt einleitend die Ausgangslage, den momentanen Sachstand und die 
geplante Vorgehensweise anhand seines Folienvortrages dar (vgl. Folien 30 bis 33): 
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 18 

 

 

Hierauf aufbauend leitet Herr Dr. Clev zum nächsten Tagesordnungspunkt über. Hierbei soll 
anhand des derzeit in Aufstellung befindlichen Flächennutzungsplans der VG Winnweiler am 
Beispiel des hierin integrierten, parallel in Aufstellung befindlichen Landschaftsplanes, dessen 
Aufgaben und Bedeutung für den Biotopverbundplanung verdeutlicht werden. Herr Dr. Clev 
bedankt sich bei Herrn Riedel und Herrn Müller vom Planungsbüro BBP aus Kaiserslautern für 
die Bereitschaft, den Planungsprozess des vorgenannten Landschaftsplanes näher auszufüh-
ren. 

 

TOP 5.2  Landschaftsplan VG Winnweiler (externer Bericht des bearbeitenden Bü-
ros) 

Herr Müller vom Planungsbüro BBP aus Kaiserslautern stellt den Planungsprozess der Erar-
beitung des neuen Landschaftsplanes der VG Winnweiler anhand eines Folienvortrages dar. 

Auf die Präsentation, welche dem Protokoll als Anlage beigefügt ist, wird verwiesen. 

Im Anschluss an die Präsentation hebt Herr LR Guth nochmals die Notwendigkeit einer regio-
nalen Vernetzung der Biotopstrukturen hervor. 

Herr Dr. Clev stellt zudem die Verbindung zu den Dichtewerten als Parameter der Schwellen-
wertberechnung heraus, da laut dem externen Beitrag insbesondere die plangebietsinterne 
Kompensation wichtig ist. 

Für Herrn Dr. Sabbagh ist es schwer nachvollziehbar, dass es im Kontext der Landesziele zum 
künftigen Ausbau der Freiflächenphotovoltaik faktisch nicht leistbar ist, wenn eine solche Anlage 
zum Beispiel auf artenarmem Grünland realisiert wird, extensiv gepflegt wird – alles entspre-
chend der ursprünglichen Wertigkeit - und dennoch im Rahmen der Bauleitplanung ein großer 
Ausgleichsbedarf ermittelt wird. 

Herr Müller / Büro BBP ergänzt hierzu, dass sich die Eingriffserheblichkeit bei entsprechender 
Gestaltung solcher Anlagen wie beispielsweise einer Eingrünung durchaus reduzieren kann. 
Grundsätzlich besteht aber die Forderung eines funktional-räumlichen Ausgleichs. 

Für Herr Dr. Clev stellt sich in diesem Zusammenhang die Frage, ob bei einer Agri-PV Freiflä-
chenanlage ohne Einzäunung überhaupt ein Ausgleich erforderlich wäre. 

Herr Feldner verweist auf das im Vortrag genannte Beispiel aus Wörrstadt. Aus fachlicher Sicht 
sieht die Landwirtschaftskammer in dem vermehrt erkennbaren Ankauf von Flächen auf hoch-
wertigen Böden zu überdurchschnittliche Preisen kein zielführendes Vorgehen und präferiert 
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eine Sicherung entsprechender Biotopstrukturen über Dienstbarkeiten. An Herrn LR Guth ge-
richtet stellt Herr Feldner weiter die Frage, ob es diesbezüglich aus dem Gespräch mit Staats-
sekretär Hauer bereits Ergebnisse vorliegen. Herrn LR Guth liegen derzeit noch keine Ergeb-
nisse vor. Der Vorsitzende teilt zudem mit, dass das Vorgehen, Flächen über Dienstbarkeiten 
zu sichern dem Biotopschutz wohl nicht zuträgt, da die Eintragung von Dienstbarkeiten regel-
mäßig nicht auf die Bereitschaft der Eigentümer stößt, eine solche einzugehen. 

 

 

TOP 6 Verschiedenes 

 

Weitere Wortmeldungen unter TOP 6 gibt es nicht. 

Der Vorsitzende teilt abschließend mit, dass die Vorträge dieser Sitzung den Gremien zur Ver-
fügung gestellt werden. 

Der Vorsitzende schließt daraufhin die Sitzung mit dem Dank an die Teilnehmenden. 

 

 

 

 

 

 

 

 

gez. Rainer Guth      gez. Simon Frenger  
          
 
LR Rainer Guth      Simon Frenger 
Vorsitzender       Protokollführung 
        PGW-Geschäftsstelle 


